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Schriftlicher Bericht 
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(15. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung beschlossene Siebenundzwan- 
zigste Verordnung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Zollkontingent für Ferrosiliziummangan) 

— Drucksache V/504 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Steinmetz 


Die Siebenundzwanzigste Verordnung zur Ände- 
rung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Zollkontingent 
für Ferrosiliziummangan) — Drucksadle V/504 — 
wurde mit Schreiben des Herrn Präsidenten vom 
13. April 1966 als dringliche Vorlage gemäß § 96 a 
GO dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen mit Frist zum 2. Mai 1966 zugewiesen. 

Die Bundesregierung hatte für das gesamte Ka- 
lenderjahr 1966 ein zollfreies Kontingent in Höhe 
von 45 000 t beantragt. Die Kommission der EWG 
hat mit Entscheidung vom 1. März 1966 die Bundes- 
regierung dagegen nur ermächtigt, ein Zollkontin- 
gent in Höhe von 33 000 t zu eröffnen, und zwar 

a) 21 300 t zollfrei sowie 

b) 11 700 t zum Zollsatz von 0,9 °/o des Wertes. 

Die Bundesregierung hatte für das Kalenderjahr 
1966 entsprechend dem überschaubaren Bedarf an 
Ferrosiliziummangan in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ein zollfreies Kontingent in Höhe von 45 000 t 
beantragt. Die Kommission hat jedoch in Verfolg 
ihrer Politik, zollfreie bzw. zollbegünstigte Kontin- 
gente für Drittlandimporte abzubauen, dem Antrag 


der Bundesrepublik Deutschland nicht voll entspro- 
chen. Sie hat ein zollfreies Kontingent in Höhe von 
21 300 t in Erfüllung der GATT-Verpflichtungen ge- 
nehmigt und zusätzlich ein Kontingent in Höhe von 
11 700 t zu einem begünstigten Zollsatz von 0,9 °/o 
des Wertes (Allgemeiner Zolltarif beträgt 3,6% des 
Wertes) zugestanden. Die Kommission nimmt an, 
daß die fehlende Menge von etwa 12 000 t aus der 
Gemeinschaft gedeckt werden kann. Im vergange- 
nen Jahr konnten jedoch nur 445 t bezogen werden. 
Es schien dem Ausschuß zweifelhaft, daß innerhalb 
einer Jahresfrist die Gemeinschaft ihr Angebot ver- 
dreifachen kann. Aus diesem Grunde hält es der 
Ausschuß für zweckmäßig, die Bundesregierung zu 
ersuchen, in Brüssel für die Jahre 1966/67 zollfreie 
Kontingente für den gesamten Bedarf an Ferro- 
siliziummangan durchzusetzen. 

Der Ausschuß weist zusätzlich darauf hin, daß der 
gespaltene Zollsatz für das Kontingent den deut- 
schen Unternehmen die Kalkulation erschwert, wes- 
halb nicht nur die Erhöhung des Kontingents, son- 
dern auch die vollständige Zollfreiheit in Brüssel 
genehmigt werden sollte. 


Berlin, den 28. April 1966 


Dr. Steinmetz 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. der Verordnung — Drucksache V/504 — zuzu- 
stimmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

zollfreie Kontingente für den gesamten Bedarf 
der deutschen Wirtschaft an Ferrosiliziumman- 
gan für die Kalenderjahre 1966/67 durchzusetzen 
und eine Kürzung nur insoweit hinzunehmen, 
als die übrigen Mitgliedstaaten mit Sicherheit zu 
Weltmarktpreisen zu liefern in der Lage sind. 


Berlin, den 28. April 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Steinmetz 

Berichterstatter 



